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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Festlegung der Örtlichkeiten  

im Landkreis Aurich, an denen Menschen sich entweder auf engem Raum  
oder nicht nur vorübergehend aufhalten 

 
Der Landkreis Aurich erlässt gemäß § 28 Abs. 1 S. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG1) in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 2 S. 2 Niedersächsische Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus 
SARS-CoV-2 (Corona-VO2) in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Niedersächsisches 
Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD3) folgende Allgemeinverfügung: 
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1. Festlegung der betreffenden Örtlichkeiten 
Der Landkreis Aurich legt gemäß § 3 Abs. 2 S. 2 Corona-VO die nachstehenden Bereiche als 
Örtlichkeiten, an denen sich Menschen entweder auf engem Raum oder nicht nur 
vorübergehend aufhalten (i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 1 Corona-VO) fest: 
 

a) Für die Stadt Aurich die als Fußgängerzone i.S.d. Straßenverkehrsordnung (StVO), 
Zeichen 242.1 (siehe Anlage), ausgewiesenen Bereiche  

b) für die Stadt Norden die als Fußgängerzone i.S.d. Straßenverkehrsordnung (StVO), 
Zeichen 242.1 (siehe Anlage), ausgewiesenen Bereiche sowie entlang der Osterstraße 
von Hausnummer 1 bis Hausnummer 16 (Nordseite) und Hausnummer von 147 bis 160 
(Südseite). 
 

An diesen Örtlichkeiten ist das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in der Zeit von 09:00 Uhr 
bis 20:00 Uhr verpflichtend. 

 
2. Bekanntgabe und Geltungsdauer 

Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 19.01.2021 bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis 
einschließlich 25.02.2021. Eine Verlängerung ist möglich. 

 
3. Vollziehbarkeit 

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind jeweils kraft Gesetzes gemäß § 28 Abs. 3 i. V. 
m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allgemeinverfügung haben 
somit keine aufschiebende Wirkung. 
 

 
Begründung: 
Bei der sich gegenwärtig weltweit verbreitenden Erkrankung COVID-19, die durch das Coronavirus 
(SARS-CoV-2) verursacht wird, handelt es sich um eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 28 Abs. 
1 S. 1 i.V.m. § 2 Nr. 3 IfSG. Im Landkreis Aurich wurden bereits mehrere erkrankte, 
krankheitsverdächtige und krankheitsgefährdete Personen im Sinne des § 2 Nr. 4, 5 und 7 IfSG 
identifiziert. Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG sind vorliegend erfüllt. Im Kreisgebiet 
herrscht somit derzeit eine dynamische Verbreitung von Infektionen mit dem SARS- CoV-2 Virus. 
 
Das Corona-Virus manifestiert sich als Infektion der Atemwege und ist höchst infektiös. Die 
Übertragung erfolgt durch eine Tröpfcheninfektion. Möglich ist außerdem eine Übertragung durch 
Aerosole sowie kontaminierte Oberflächen. Bei Zusammenkünften an Orten, an denen sich Personen 
entweder auf engem Raum begegnen können oder nicht nur vorübergehend aufhalten, werden in 
besonderem Maße derartige Infektionswege für das Corona-Virus SARS-CoV-2 eröffnet. 
 
Es gilt weiterhin, die Ausbreitungsdynamik und die Infektionsketten zu minimieren und dadurch die 
Verbreitung des Coronavirus zumindest zu verlangsamen.  
 
Gemäß der Corona-VO hat jede Person eine Mund-Nasen-Bedeckung unbeschadet des § 2 Abs. 2 S. 2 
Corona-VO auch an Örtlichkeiten in der Öffentlichkeit unter freiem Himmel zu tragen, an denen sich 
Menschen entweder auf engem Raum oder nicht nur vorübergehend aufhalten. Die betreffenden 
Örtlichkeiten im Sinne des vorgenannten Satzes einschließlich der Dauer oder des Zeitraums der Pflicht 
zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung sind u.a. durch die Landkreise festzulegen und durch 
Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu machen. 
 
Die Anordnung zu Ziffern 1 beruht auf § 3 Abs. 2 S. 2 der Corona-VO und auf § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG. Die 
zuständige Behörde hat die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, 
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dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur 
Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.  
 
In den Fußgängerzonen im Landkreis Aurich ist regelmäßig davon auszugehen, dass aufgrund des 
hohen Personenaufkommens der Mindestabstand von 1,5 m von Person zu Person (§ 2 Abs. 2 Corona-
VO) nicht eingehalten werden kann. Es handelt sich hierbei in der Regel um zumeist hoch frequentierte 
Bereiche. Insoweit ist eine entsprechende Regelung für diese Örtlichkeiten zwingend zu treffen.  
 
Diese Allgemeinverfügung wird im Hinblick auf die örtliche Entwicklung fortlaufend auf Wirkung und 
Erforderlichkeit überprüft. 
 
Auf die Regelungen zum Abstandsgebot des § 3 der Corona-VO wird darüber hinaus hingewiesen. 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 19.01.2021 bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis 
einschließlich 25.02.2021 und ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 
Rechtsbehelfe gegen die Allgemeinverfügung haben keine aufschiebende Wirkung. 
Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 
1a Nr. 6 IfSG dar. 
 
 
Hinweis: 
Gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 1 oder 2 IfSG zuwiderhandelt. Diese Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 € geahndet werden, § 73 Abs. 2 IfSG. Gemäß § 74 
Alternative 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer die in 
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und dadurch eine in § 6 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 genannte Krankheit (Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) unter Buchstabe t) benannt), 
verbreitet. 
 
Bekanntmachungshinweis: 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 
4 VwVfG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
In Vertretung 
Dr. Puchert 
______________________________________________________ 
1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 
2 Niedersächsische Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus SARS-CoV-2 (Niedersächsische Corona- 
  Verordnung) v. 30.10.2020, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 08.01.2021 (Nds. GVBI. S. 3), 
3 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006, jeweils in der zurzeit gültigen  
   Fassung. 
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Anlage 1 
zur Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Festlegung der Örtlichkeiten im Landkreis Aurich, 
an denen Menschen sich entweder auf engem Raum oder nicht nur vorübergehend aufhalten vom 
13.01.2021 
 
Die Fußgängerzonen i. S. d. Straßenverkehrsordnung (StVO), Zeichen 242.1, sind durch folgendes 
Verkehrszeichen erkennbar: 
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Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich 
zur Eindämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 in politischen Gremien 

 
Der Landkreis Aurich erlässt gemäß § 18 S. 1 der Niedersächsischen Verordnung über Maßnahmen zur 
Eindämmung des Corona-Virus SARS-CoV-2 (Nds. Corona-Verordnung1) in Verbindung mit § 28 Abs. 1 
S. 2 IfSG2 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 NGöGD3 folgende Allgemeinverfügung 
abweichend von der Nds. Corona-Verordnung: 
 

1. Im Zusammenhang mit der Wahrnehmung eines politischen Mandats  
 
und 
 
bei politischen, kommunalen und wissenschaftlichen Veranstaltungen, insbesondere der 
kommunalen Vertretungen, Gremien, Fraktionen und Gruppen und im Rahmen von Bürger-, 
Volksbegehren, Versammlungen von Parteien und Wählergruppen zur Aufstellung ihrer 
Bewerberinnen und Bewerber im Gebiet des Landkreises Aurich nach den jeweiligen 
wahlrechtlichen Regelungen für bevorstehende Wahlen sowie in Rechtsvorschriften 
vorgesehenen Veranstaltungen, 
 
ist das Abstandsgebot nach § 2 der Nds. Corona-Verordnung einzuhalten. Dies gilt abweichend 
von § 2 Abs. 3 Nr. 4 und 5 der Nds. Corona-Verordnung. 

 
2. Das Tragen einer FFP2-Maske ohne Ausatemventil im Zusammenhang mit der Wahrnehmung 

eines politischen Mandats und während der in Ziffer 1 genannten Veranstaltung ist 
verpflichtend. Dies gilt abweichend von § 3 Abs. 4 Nr. 3 und 4 der Nds. Corona-Verordnung. 

 
3. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung bis zu ihrer Aufhebung, 

längstens jedoch bis einschließlich 25.02.2021. Eine Verlängerung ist möglich. 
 

4. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 
8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allgemeinverfügung haben keine 
aufschiebende Wirkung. 
 

5. Zuwiderhandlungen stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 

6. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Eindämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 
in politischen Gremien vom 18.11.2020 wird hiermit aufgehoben. 

 
Begründung: 
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG. Danach hat die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener 
krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.  
 
Bei der sich gegenwärtig weltweit verbreitenden Erkrankung COVID-19, die durch das Coronavirus 
(SARS-CoV-2) verursacht wird, handelt es sich um eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 28 Abs. 
1 S. 1 i.V.m. § 2 Nr. 3 IfSG. Im Landkreis Aurich wurden bereits mehrere erkrankte, 
krankheitsverdächtige und krankheitsgefährdete Personen im Sinne des § 2 Nr. 4, 5 und 7 IfSG 
identifiziert. Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG sind vorliegend erfüllt. 
 
Es gilt weiterhin, die Ausbreitungsdynamik und die Infektionsketten zu minimieren und dadurch die 
Verbreitung des Corona-Virus zumindest zu verlangsamen.  
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Da die Öffentlichkeit vor allem durch die Einwohner der Kommune repräsentiert wird, müssen 
öffentliche Sitzungen der Vertretung grundsätzlich innerhalb der Kommune stattfinden. Es kann 
jedoch aus zwingenden sachlichen Gründen eine Ausnahme zulässig sein.4 Aus 
infektionsschutzrechtlichen Gründen ist es zwingend erforderlich, dass Teilnehmer öffentlicher 
Sitzungen den erforderlichen Mindestabstand zueinander einhalten. Da es hierdurch einigen 
kommunalen Gremien, insbesondere Ortsräten, nicht möglich sein wird, entsprechende Sitzungen in 
ihren jeweiligen Gebieten durchzuführen, wird durch die vorstehende Regelung die Möglichkeit 
geschaffen, Sitzungen i.S.d. Ziffer 1 auch außerhalb des eigenen Gebietes durchzuführen und 
diesbezüglich wirksame Beschlüsse zu fassen.    
 
Die angeordneten Maßnahmen sind daher zwingend notwendig und auch verhältnismäßig, um eine 
effektive Gefahrenabwehr zu ermöglichen und um im Interesse der Bevölkerung sowie des 
Gesundheitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesundheitssystems im Landkreis Aurich 
sicherzustellen. 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis einschließlich 25.02.2021 
und ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsbehelfe gegen die 
Allgemeinverfügung haben daher keine aufschiebende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen diese 
Allgemeinverfügung stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 
Hinweis: 
Gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 1 oder 2 IfSG zuwiderhandelt. Diese Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 € geahndet werden, § 73 Abs. 2 IfSG. Gemäß § 74 
Alternative 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer die in 
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und dadurch eine in § 6 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 genannte Krankheit (Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) unter Buchstabe t) benannt), 
verbreitet. 
 
Bekanntmachungshinweis: 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 
4 VwVfG5). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
In Vertretung 
Dr. Puchert 
_____________________________________ 
1 Niedersächsische Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus SARS-CoV-2 (Niedersächsische Corona- 
  Verordnung) v. 30.10.2020, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 08.01.2021 (Nds. GVBI. S. 3), 
2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 
3 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006 (Nds. GVBl. S. 178), 
4 vgl. Thiele, Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - Kommentar, 2., überarbeitete Auflage 2017, § 64 Rdnr. 2, 
5 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) v. 23.01.2003 (BGBl. I S. 102), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung. 
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Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich 
über die Ausweitung kontaktreduzierender Maßnahmen für Krankenhäuser 

 
Der Landkreis Aurich erlässt gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG1) in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöDG2) 
und § 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG3) sowie § 35 Satz 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG4) folgende Allgemeinverfügung: 
 

1. Grundstücke und Gebäude der Krankenhäuser dürfen nur auf Grundlage und nach Maßgabe 
des Hygienekonzepts der jeweiligen Einrichtung betreten werden. 

 
2. Besuche in den Krankenhäusern unterliegen den folgenden Regelungen: 

 
- Soweit möglich haben Besucher*innen und Patienten*innen separate Ein- und Ausgänge 

zu benutzen. 
- Der Einlass in die Krankenhäuser darf nur gewährt werden, wenn die Körpertemperatur 

der/des Besucher*in unter 37,5°C liegt. Weiterhin dürfen diese Personen keine 
grippeähnlichen Symptome aufweisen. 

- Die Krankenhäuser haben ausreichende Möglichkeiten der Handhygiene vorzuhalten. 
- Die Krankenhäuser haben die Kontaktdaten i.S.d. § 5 der Nds. Corona-Verordnung5 aller 

Besucher*innen zu erfassen. 
- Pro Patient*in darf maximal ein Besucher*in am Tag anwesend sein. Die Besuchszeit ist 

auf maximal eine Stunde begrenzt.  
 

3. Das Pflegepersonal einer Station ist soweit möglich im Sinne der Bezugspflege und zur 
Vermeidung von Infektionsketten nicht mit dem Pflegepersonal anderer Stationen 
auszutauschen. Kontakte zwischen dem eingesetzten Personal verschiedener Stationen sind 
zu vermeiden. 

 
4. Die Krankenhäuser können abweichend von den o.g. Regelungen weitergehende Regelungen 

für Besucher*innen treffen (z.B. ein umfassendes Besuchsverbot) sowie in begründeten 
Einzelfällen Ausnahmen zulassen.  

 
5. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung bis zu ihrer Aufhebung, 

längstens jedoch bis einschließlich 25.02.2021. Eine Verlängerung ist möglich. 
 

6. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 
8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allgemeinverfügung haben keine 
aufschiebende Wirkung. 
 

7. Zuwiderhandlungen stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 

8. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich über die Ausweitung kontaktreduzierender 
Maßnahmen für Krankenhäuser vom 17.11.2020 wird hiermit aufgehoben. 

 
Begründung:  
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG. Danach hat die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener 
krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.  
 
Bei der sich gegenwärtig weltweit verbreitenden Erkrankung COVID-19, die durch das Coronavirus 
(SARS-CoV-2) verursacht wird, handelt es sich um eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 28 Abs. 
1 Satz 1 i.V.m. § 2 Nr. 3 IfSG. Im Landkreis Aurich wurden bereits mehrere erkrankte, 
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krankheitsverdächtige und krankheitsgefährdete Personen im Sinne des § 2 Nr. 4, 5 und 7 IfSG 
identifiziert. Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG sind vorliegend erfüllt. 
 
Es gilt weiterhin, die Ausbreitungsdynamik und die Infektionsketten zu minimieren und dadurch die 
Verbreitung des Coronavirus zumindest zu verlangsamen.  
 
Ziel ist es weiterhin, die Übertragung des Coronavirus auf Patienten der Krankenhäuser zu verhindern 
und das Risiko einer Ansteckung einzudämmen. Ein milderes gleich wirksames Mittel zur Erreichung 
des Zwecks ist nicht ersichtlich. Die dadurch zu erreichende Verzögerung des Eintritts von weiteren 
SARS-CoV-2-Infektionen ist auch zwingend erforderlich, um auch das Gesundheitswesen im 
Kreisgebiet nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung der Erkrankten 
und Pflegebedürftigen, aber auch für sonstige Krankheitsfälle bereit zu halten. Die Allgemeinverfügung 
ist auch angemessen, da sie nicht außer Verhältnis zu dem in der Allgemeinverfügung angestrebtem 
Schutz höherwertiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Patienten in den 
Krankenhäusern steht. 
 
Die mit dieser Allgemeinverfügung verbundenen erheblichen Eingriffe in die Grundrechte werden nur 
soweit und solange aufrechterhalten, wie es zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus 
erforderlich ist. Es erfolgt eine laufende Überprüfung der angeordneten Maßnahmen im Hinblick auf 
die weitere Verhältnismäßigkeit. 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis einschließlich 25.02.2021 
und ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Verlängerung ist je nach 
Entwicklung der aktuellen Lage sowie des Infektionsgeschehens möglich. Rechtsbehelfe gegen die 
Allgemeinverfügung haben daher keine aufschiebende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen diese 
Allgemeinverfügung stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 
Hinweis: 
Gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 1 oder 2 IfSG zuwiderhandelt. Diese Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 € geahndet werden, § 73 Abs. 2 IfSG. Gemäß § 74 
Alternative 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer die in 
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und dadurch eine in § 6 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 genannte Krankheit (Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) unter Buchstabe t) benannt), 
verbreitet. 
 
Bekanntmachungshinweis 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 
Satz 4 VwVfG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
In Vertretung 
Dr. Puchert 
___________________________________________________ 
1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 
2 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006,  
3 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (Nds. VwVfG) v. 24.09.2009 (Nds. GVBl. S. 361), 
4 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) v. 23.01.2003 (BGBl. I S. 102), 
5 Niedersächsische Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus SARS-CoV-2 (Niedersächsische 
  Corona-Verordnung) v. 30.10.2020, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 08.01.2021 (Nds. GVBI. S. 3),  
  jeweils in der zurzeit gültigen Fassung. 
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Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich über die Ausweitung 
kontaktreduzierender Maßnahmen für Heime für ältere Menschen, 

pflegebedürftige Menschen und Menschen mit Behinderungen 
 
Der Landkreis Aurich erlässt gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG1) in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöDG2) und 
§ 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG3) sowie § 35 Satz 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG4) folgende Allgemeinverfügung: 
 

1. Grundstücke und Gebäude von Heimen für ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen und 
Menschen mit Behinderungen dürfen nur auf Grundlage und nach Maßgabe des 
Hygienekonzepts der jeweiligen Einrichtung betreten werden. 

 
2. Besuche in den o.g. Einrichtungen unterliegen zudem den folgenden Regelungen: 

 
- Soweit möglich haben Besucher*innen und Bewohner*innen separate Ein- und Ausgänge 

zu benutzen. 
- Der Einlass in die o.g. Einrichtungen darf nur gewährt werden, wenn die 

Körpertemperatur der/des Besucher*in unter 37,5°C liegt. Weiterhin dürfen diese 
Personen keine grippeähnlichen Symptome aufweisen. 

- Die o.g. Einrichtungen haben ausreichende Möglichkeiten der Handhygiene vorzuhalten. 
- Soweit möglich ist der Besuch in einem separaten Besuchszimmer abzuhalten. Das 

Besuchszimmer ist nach jedem Besuch zu desinfizieren und ausreichend zu lüften. 
- Die o.g. Einrichtungen haben die Kontaktdaten i.S.d. § 5 der Nds. CoronaVerordnung5 aller 

Besucher*innen zu erfassen. 
- Pro Bewohner*in dürfen zeitgleich maximal zwei Besucher*innen anwesend sein. 

 
3. Das Pflegepersonal einer Station bzw. eines Wohnbereiches ist soweit möglich im Sinne der 

Bezugspflege und zur Vermeidung von Infektionsketten nicht mit dem Pflegepersonal anderer 
Stationen bzw. Wohnbereiche auszutauschen. Kontakte zwischen dem eingesetzten Personal 
verschiedener Stationen sind zu vermeiden. 
 

4. Die o.g. Einrichtungen können abweichend von den o.g. Regelungen weitergehende 
Regelungen für Besucher*innen treffen (z.B. ein umfassendes Besuchsverbot) sowie in 
begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen.  
 

5. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung bis zu ihrer Aufhebung, 
längstens jedoch bis einschließlich 25.02.2021. Eine Verlängerung ist möglich. 

 
6. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 

8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allgemeinverfügung haben keine 
aufschiebende Wirkung. 
 

7. Zuwiderhandlungen stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 

8. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich über die Ausweitung kontaktreduzierender 
Maßnahmen für Heime für ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen und Menschen mit 
Behinderungen vom 17.11.2020 wird hiermit aufgehoben. 
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Begründung:  
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG. Danach hat die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener 
krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.  
 
Bei der sich gegenwärtig weltweit verbreitenden Erkrankung COVID-19, die durch das Coronavirus 
(SARS-CoV-2) verursacht wird, handelt es sich um eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 28 Abs. 
1 S. 1 i.V.m. § 2 Nr. 3 IfSG. Im Landkreis Aurich wurden bereits mehrere erkrankte, 
krankheitsverdächtige und krankheitsgefährdete Personen im Sinne des § 2 Nr. 4, 5 und 7 IfSG 
identifiziert. Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG sind vorliegend erfüllt. 
 
Es gilt weiterhin, die Ausbreitungsdynamik und die Infektionsketten zu minimieren und dadurch die 
Verbreitung des Coronavirus zumindest zu verlangsamen.  
 
Ziel ist es weiterhin, die Übertragung des Coronavirus auf Patienten der o. g. Einrichtungen zu 
verhindern und das Risiko einer Ansteckung einzudämmen. Ein milderes gleich wirksames Mittel zur 
Erreichung des Zwecks ist nicht ersichtlich. Die dadurch zu erreichende Verzögerung des Eintritts von 
weiteren SARS-CoV-2-Infektionen ist auch zwingend erforderlich, um auch das Gesundheitswesen im 
Kreisgebiet nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung der Erkrankten 
und Pflegebedürftigen, aber auch für sonstige Krankheitsfälle bereit zu halten. Die Allgemeinverfügung 
ist auch angemessen, da sie nicht außer Verhältnis zu dem in der Allgemeinverfügung angestrebtem 
Schutz höherwertiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Patienten der o. g. 
Einrichtungen steht und Ausnahmen in Absprache mit der jeweiligen Einrichtung, z.B. bei 
Palliativpatienten, psychisch Erkrankten und Kindern, zulässt.  
 
Die mit dieser Allgemeinverfügung verbundenen erheblichen Eingriffe in die Grundrechte werden nur 
soweit und solange aufrechterhalten, wie es zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus 
erforderlich ist. Es erfolgt eine laufende Überprüfung der angeordneten Maßnahmen im Hinblick auf 
die weitere Verhältnismäßigkeit. 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis einschließlich 25.02.2021 
und ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsbehelfe gegen die 
Allgemeinverfügung haben daher keine aufschiebende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen diese 
Allgemeinverfügung stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 
Hinweis: 
Gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 1 oder 2 IfSG zuwiderhandelt. Diese Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 € geahndet werden,  
§ 73 Abs. 2 IfSG. Gemäß § 74 Alternative 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer die in § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und 
dadurch eine in § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 genannte Krankheit (Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) 
unter Buchstabe t) benannt), verbreitet. 
 
Bekanntmachungshinweis 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 
4 VwVfG). 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
In Vertretung 
Dr. Puchert 
_________________________________________ 
1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 
2 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006,  
3 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (Nds. VwVfG) v. 24.09.2009 (Nds. GVBl. S. 361), 
4 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) v. 23.01.2003 (BGBl. I S. 102), 
5 Niedersächsische Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus SARS-CoV-2 (Niedersächsische Corona- 

  Verordnung) v. 30.10.2020, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung v. 08.01.2021 (Nds. GVBI. S. 3), jeweils in der  
  zurzeit gültigen Fassung. 
 

 
Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Einführung von Schutzmaßnahmen in Heimen für 

ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen und Menschen mit Behinderungen sowie für 
ambulant betreute Wohngemeinschaften und Formen des betreuten Wohnens nach § 2 Abs. 2, 3 

und 4 des Niedersächsischen Gesetzes über unterstützende Wohnformen (NuWG1) sowie für 
ambulante Pflegedienste 

 
Der Landkreis Aurich erlässt gemäß § 28 Abs. 1 S. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG2) in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöDG3) und 
§ 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG4) sowie § 35 S. 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG5) folgende Allgemeinverfügung: 
 

1. Sämtliches Personal in Heimen für ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen und 
Menschen mit Behinderungen sowie in ambulant betreuten Wohngemeinschaften und 
Formen des betreuten Wohnens nach § 2 Abs. 2, 3 und 4 NuWG (einschließlich externe 
Dienstleister wie z.B. Hausärzte, Physiotherapeuten, Reinigungsdienstleister etc.) sowie das 
Personal der ambulanten Pflegedienste sind verpflichtet, bei der Versorgung, Betreuung und 
Behandlung der Bewohnerinnen und Bewohner bzw. Patientinnen und Patienten mindestens 
eine partikelfiltrierende FFP2-Atemschutzmaske ohne Ausatemventil zu tragen.  
 

2. Bei der Versorgung, Betreuung und Behandlung der Bewohnerinnen und Bewohnern bzw. 
Patienten und Patientinnen mit bestätigter oder wahrscheinlicher COVID-19-Erkrankung 
(Verdachtsfall) ist vom sämtlichen Personal der o.g. Einrichtungen und von dem Personal der 
ambulanten Pflegedienste (einschließlich externe Dienstleister), die direkten Kontakt zu den 
Bewohnerinnen und Bewohnern bzw. Patientinnen und Patienten haben, die nachfolgend 
benannte Schutzkleidung zu tragen: 
 

- Einmal-Schutzhandschuhe (nach dem Handschuhausziehen ist stets eine 
Händedesinfektion durchzuführen), 

- partikelfiltrierende FFP2-Atemschutzmaske ohne Ausatemventil, 
- Schutzkittel, 
- Schutzbrille, ggf. Gesichtsschild. 

 
3. Die o.g. Einrichtungen sowie ambulanten Pflegedienste können abweichend von den o.g. 

Regelungen in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen.  
 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 19.01.2021 bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis 
einschließlich 25.02.2021. Eine Verlängerung ist möglich. 
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5. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 
8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allgemeinverfügung haben keine 
aufschiebende Wirkung. 

 
6. Zuwiderhandlungen stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 

 
Begründung:  
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG. Danach hat die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener 
krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.  
 
Bei der sich gegenwärtig weltweit verbreitenden Erkrankung COVID-19, die durch das Corona-Virus 
SARS-CoV-2 verursacht wird, handelt es sich um eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 28 Abs. 1 
S. 1 i.V.m. § 2 Nr. 3 IfSG. Im Landkreis Aurich wurden bereits mehrere erkrankte, krankheitsverdächtige 
und krankheitsgefährdete Personen im Sinne des § 2 Nr. 4, 5 und 7 IfSG identifiziert.  
 
Es herrscht derzeit eine dynamische Verbreitung von Infektionen mit dem Corona-Virus SARS- CoV-2 
im Kreisgebiet.  
 
Bewohnerinnen und Bewohner der o.g. Einrichtungen sowie Patientinnen und Patienten der 
ambulanten Pflegedienste, gehören zum besonders schützenswerten Personenkreis, da dieser durch 
das Corona-Virus SARS-CoV-2 besonders gefährdet werden kann. Gerade bei der Versorgung, 
Betreuung und Behandlung dieses besonders schützenswerten Personenkreises ist die Einhaltung des 
Mindestabstands sowie das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes z.B. beim Esseneingeben oder bei 
aerosolbildenden Maßnahmen wie offenes Absaugen schlichtweg nicht möglich. Zudem ist auch bei 
Personen mit einer Demenz-Erkrankung sowie geistigen oder seelischen Behinderungen die Einhaltung 
des Mindestabstandes oder das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes in der Regel nicht zu erwarten.  
 
Um die Übertragungsrisiken weiter zu verringern, ist es zum Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner 
der o.g. Einrichtungen sowie der Patientinnen und Patienten der ambulanten Pflegedienste und zum 
Schutz des eingesetzten Personals geboten, besondere Schutzmaßnahmen zu verfügen. Die 
Verpflichtung zum Tragen einer FFP2-Atemschutzmaske ohne Ausatemventil sowie die zusätzlich 
verfügte Verpflichtung zum Tragen der unter Ziffer 2 benannten Schutzkleidung bei einer bestätigten 
oder wahrscheinlichen COVID-19-Erkrankung bei der Versorgung, Betreuung und Behandlung sind 
geeignet, erforderlich und angemessen um das Ziel, Übertragungsrisiken zu verringern, zu erreichen. 
 
Insgesamt gilt weiterhin, die Ausbreitungsdynamik bzw. mögliche Infektionsketten zu durchbrechen 
bzw. erst gar nicht entstehen zu lassen.  
 
Diese Allgemeinverfügung wird im Hinblick auf die örtliche Entwicklung fortlaufend auf Wirkung und 
Erforderlichkeit überprüft. 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 19.01.2021 bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis 
einschließlich 25.02.2021 und ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 
Rechtsbehelfe gegen die Allgemeinverfügung haben daher keine aufschiebende Wirkung. 
Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 
1a Nr. 6 IfSG dar. 
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Hinweis: 
Gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 1 oder 2 IfSG zuwiderhandelt. Diese Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 € geahndet werden, § 73 Abs. 2 IfSG. Gemäß § 74 
Alternative 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer die in 
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und dadurch eine in § 6 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 genannte Krankheit (Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) unter Buchstabe t) benannt), 
verbreitet. 
 
Bekanntmachungshinweis 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 
4 VwVfG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
In Vertretung 
Dr. Puchert 
__________________________________________ 
1 Niedersächsischen Gesetz über unterstützende Wohnformen (NuWG) vom 14.04.2016 (Nds. GVBI. S. 70), 
2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 
3 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006,  
4 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (Nds. VwVfG) v. 24.09.2009 (Nds. GVBl. S. 361), 
5 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) v. 23.01.2003 (BGBl. I S. 102), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung. 
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